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¹Die Griechen leben !ber ihre Verh"ltnisse.ª Das be haupten Leute wie 
Josef Ackermann, der als Deutsche-Bank-Chef letztes  Jahr ein Ge-
halt von knapp zehn Millionen Euro einheimste. Nein , die griechischen 
Besch"ftigten und Jugendlichen haben verdammt Recht , wenn sie
es ablehnen, den G!rtel noch enger zu schnallen. De nn viele sind 
l"ngst am letzten G!rtelloch angelangt. So lebt jed er F!nfte heute 
unter der Armutsgrenze (900 Euro f!r eine vierk#p® ge Familie).

von Aron Amm, Berlin

¹Die Griechen sind faul.ª Fakt ist, dass 
sich Arbeiterfamilien in Griechenland 
extrem abstrampeln m•ssen, um ihren 
Kindern ein Studium zu erm€glichen 
(nicht mal BAf€G gibt es) oder Groûeltern 
unter die Arme zu greifen (20 Prozent der 
RentnerInnen m•ssen mit weniger als 500 
Euro im Monat auskommen ± und das bei 
den gleichen Preisen wie hier).

Eure Krise ± unser Verzicht?
In einem Monat beteiligten sich die 

Lohnabh!ngigen in Griechenland an drei 
Generalstreiks. Und Recht haben sie" 
Warum sollen sie die Folgen einer Krise 
ausbaden, die sie nicht verschuldet haben?
Verantwortlich f•r die Krise Grie-

chenlands ist nicht zuletzt das deutsche 

Kapital ± das, noch beg•nstigt durch die 
Ausweitung des Niedriglohnsektors, auf 
dem EU-Binnenmarkt gnadenlos seine 
Konkurrenten niederringt.
Verantwortlich f•r die Wirtschaftskrise 

weltweit sind die Kapitalisten und ihr Sys-
tem. Verantwortlich f•r die Schuldenkrise 
sind Politiker, die f•r Banken- und Konzern-
chefs immer neue Rettungspakete schn•ren.

Politik f!r die Reichen
Die Sparprogramme sind nichts ande-

res als Umverteilungsprogramme. Nicht 
nur in Griechenland, sondern auch in 
Deutschland.
Gesundheitsheitspolitik f•r die Rei-

chen: Auf Wunsch der Pharmalobby will 
Gesundheitsminister Philipp R€sler von 

Eure 

Für europaweiten Widerstand gegen Kürzungspolitik
der M€venpick-Partei alle 169 gesetzli-
chen Krankenkassen zwingen, von nun 
an einzeln mit der Pharmaindustrie •ber 
den Preis eines neuen Medikaments zu 
verhandeln. Wer hier am l!ngeren Hebel 
sitzt, ist klar. Erst die Zusatzbeitr!ge zur 
Krankenversicherung, jetzt das Geschenk 
f•r Bayer und Co., und bald die Kopfpau-
schale: gleicher Betrag f•r alle, unabh!n-
gig vom Einkommen, und Entlastung der 
Arbeitgeber.
Steuerpolitik f•r die Reichen:  Im 

Koalitionsvertrag haben Union und FDP 
Steuerentlastungen von 24 Milliarden Euro 
beschlossen. 4,5 Milliarden davon wurden 
± zum Beispiel f•r Hoteliers ± schon um-
gesetzt. In einer gemeinsamen Erkl!rung 
dr!ngen die Arbeitgeberverb!nde nun auf 
¹eine grundlegende Steuerreformª, durch 
die ¹das Unternehmenssteuerrecht wettbe-
werbsf!higerª gemacht werden soll.
Haushaltspolitik f•r die Reichen: Ban-

kenrettung und Steuergeschenke m•ssen 
gegenfinanziert werden. Deshalb plant 
CDU-Finanzminister Wolfgang Sch!uble 
nach der Landtagswahl in NRW ein milliar-
denschweres Sparpaket; angedacht ist dabei 
auch eine Erh€hung der Mehrwertsteuer.

Förderpreis: 2 Euro

SOZIALISTISCHE ZEITUNG

Bildungsstreik & Anti-Krisen-Demo

#berall das gleiche Bild: Von Athen •ber 
Berlin bis Dublin wollen die Herrschen-
den die Krisenlasten auf die arbeitende 
Bev€lkerung abw!lzen. H€chste Zeit, dass 
Gewerkschaften, Parteien wie DIE LINKE 
und soziale Bewegungen dagegen einen 
europaweiten Protesttag organisieren.
Die griechische Streikwelle sollte f•r uns 

hier Vorbild sein. Jetzt gilt es, den Bildungs-
streik und die bundesweiten Demonstratio-
nen vom B•ndnis ¹Wir zahlen nicht f•r Eure 
Kriseª am 12. Juni vorzubereiten (siehe auch 
Seite 3). Dazu geh€rt, mit Massen ̄ugbl!t-
tern, Plakaten und Veranstaltungen bekannt 
zu machen, was Schwarz-Gelb vorhat. Hier 
ist gerade DIE LINKE gefordert. Auf die 
Gewerkschaftsspitzen muss Druck gemacht 
werden, ebenfalls kraftvoll zu den Anti-Kri-
sen-Protesten zu mobilisieren. Das k€nnte 
auch ein wichtiger Schritt hin zu einem, 
von den Gewerkschaften organisierten, 
eint!gigen Generalstreik gegen die K•r-
zungspolitik sein. Damit wir in Deutschland 
massenhaft griechisch lernen"                     n

Aron Amm ist Mitglied der SAV-Bundesleitung

unser 
Krise ! 

Protest

Von Athen bis Berlin:

Amputationskoffer
 für Griechenland
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Frida-Kahlo±Retrospektive:
Ausstellung vom
30. April bis 9. August
im Martin-Gropius-Bau
in Berlin

aktuelles

auff!llt, sondern eher durch De-
batten "ber weitere Regierungsbe-
teiligungen mit den pro-kapitalisti-
schen Parteien SPD und Gr"nen. In 
Brandenburg ist sie gerade dabei, 
gemeinsam mit der SPD Stellen im 
#ffentlichen Dienst abzubauen.

Gerade vor dem Hintergrund der 
wachsenden Offen-
heit f"r Sozialismus 
ist es wichtig, dass 
DIE LINKE zum einen 
daf"r wirbt, die Krise 
sozialistisch zu l•sen 
und zum anderen 
auch in der Praxis 

eine entsprechende Politik betreibt 
± damit ¹Sozialismusª nicht nach 
der stalinistischen Karikatur darauf 
als N!chstes mit Anpassung, Sozi-
alk"rzungen und ¹kleinerem $belª 
assoziiert wird, sondern mit einem 
kompromisslosen Kampf f"r ein 
Leben, in dem ¹Freiheit durch So-
zialismusª (Lafontaine) verwirklicht 
wird.                                           n

LucyRedler@solidaritaet-online.de

Laut einer Emnid-Umfrage vom 
M!rz k•nnen sich 80 Prozent der 
Ost- und 72 Prozent der Westdeut-
schen vorstellen, in einem sozialisti-
schen Staat zu leben, sofern darin 
f"r Arbeit, Sicherheit und Solidarit!t 
gesorgt w!re. Das Ergebnis ist ein 
weiterer Beleg daf"r, dass in der 
tiefsten kapitalistischen Krise seit 
Jahrzehnten die Offenheit f"r sozia-
listische Alternativen zunimmt.

Fast zeitgleich ver-
•ffentlicht DIE LIN-
KE ihren Program-
mentwurf, in dem 
sie schreibt: ¹Auch 
zu Beginn des 21. 
Jahrhunderts geht 
es um die Frage von 
Sozialismus oder Barbarei, wie sie 
schon Rosa Luxemburg hundert 
Jahre zuvor gestellt hat.ª An an-
derer Stelle heiût es: ¹Die tiefste 
Weltwirtschaftskrise (...) ist die Krise 
einer Wirtschaftsordnung, die allein 
f!r den Pro® t produziert.ª Dass DIE 
LINKE daf"r prompt von der SPD 
und Teilen des eigenen rechten 
Fl"gels angegriffen wird, ist nicht 
verwunderlich.

Leider stimmt der Programment-
wurf nicht mit der realen Entwick-
lung der Partei "berein, die in ihrer 
praktischen Politik derzeit weniger 
durch sozialistische Forderungen 

Offenheit 
für 
Sozialismus 
wächst

Kolumne

DIE LINKE sollte daf•r 
werben, die Krise sozi-
alistisch zu l!sen und 
eine entsprechende 
Politik betreiben

Schmerz und Revolution
Zur Frida-Kahlo-Retrospektive in Berlin
Am 30. April startet in Berlin die 
bislang umfangreichste Ausstellung 
!ber die mexikanische K!nstlerin.

von Leonie Blume, Kassel

Frida Kahlo hatte ein bewegtes Leben. 
Bereits als Sechsj!hrige erkrankte sie an 
Kinderl!hmung. Bei einem Busungl•ck 
1925, Frida war gerade einmal 15, bohrte 
sich ein Stahlrohr durch ihre H•fte. In-
folge des Unfalls litt sie ihr Leben lang 
an Schmerzen. Sie war lange Zeit an 
das Bett beziehungsweise den Rollstuhl 
gefesselt. Die mehreren Fehlgeburten 
und ihr lebenslanges Leiden, das auch zu 
ihrem fr•hen Tod mit 47 Jahren f•hrte, 
pr!gten ihre Bilder.

Der andere Unfall
1929 heiratete Frida Kahlo den ber•hm-

ten mexikanischen Wandmaler Diego 
Rivera. Rivera liebte Frida, inspirierte 
und unterst•tzte ihre Malerei. Gleichzeitig 
verletzte er sie aber auch immer wieder 
durch sein notorisches ¹Fremdgehenª, 
unter anderem mit Fridas Schwester Cris-
tina. ¹Ich bin in meinem Leben von zwei 
groûen Unf!llen betroffen wordenª, sagte 
Frida Kahlo einmal. ¹Der eine geschah, 
als ich von einer Straûenbahn "berfahren 
wurde, der andere ist Diego.ª

Rivera war Generalsekret!r der Kom-
munistischen Partei Mexikos, wurde 
jedoch 1929 von den Stalinisten aus der 
Partei geworfen. Frida, die ihrerseits im 
Bund Junger Kommunisten war, trat aus 
Protest ebenfalls aus. Rivera schloss sich 
1936 der IV. Internationale an und setzte 
sich daf•r ein, dass der Revolution!r Leo 
Trotzki und seine Frau Natasha Asyl in 
Mexiko bekamen. Bei ihrem Aufenthalt 
bei den Riveras entstand eine Liaison 

zwischen Trotzki und Frida.

Von Sehns!chten und 
Selbstbildnissen

Frida begann nach ihrem schweren 
Unfall zu malen, als sie monatelang ans 
Bett gefesselt war. Ihr Vater lieû einen 
Spiegel •ber ihrem Bett anbringen, so 
dass sie sich selbst Modell stehen konnte. 
Die Selbstbildnisse sollten sp!ter zu einer 
Art Markenzeichen werden.

In ihren Werken bezieht sich Frida 
Kahlo auf die fr•he Kunst Mexikos. So 
kleidete sie sich auf ihren Bildern oft in 
der Tracht der Tehuantepec, einem indi-
anischen Stamm, der in matriarchalen 
Strukturen lebte. Gleichzeitig lief sie 
auch maskulin in Hosenanz•gen herum 
und feierte rauschende Parties. Ihre Ar-
beiten spiegeln soziale, politische und vor 
allem pers€nliche Aspekte ihres Lebens 
wider. Auch wenn das Leiden einen 
groûen Stellenwert in ihren Werken ein-
nahm, hatte Frida einen starken Willen 
und eine positive Einstellung zum Leben. 
So sind viele ihrer Werke doppeldeutig 
und auch humoristisch zu lesen.

Frida Kahlos Stil reicht von der Neuen 
Sachlichkeit, dem mexikanischen Estri-
dentismus ± einer K•nstlerbewegung aus 
der Mexikanischen Revolution ± bis hin 
zum Surrealismus und ihrem ganz eige-
nen Realismus. Frida Kahlo hatte Ende 
der dreiûiger Jahre Einzelausstellungen 
in New York sowie Paris und erhielt 
sp!ter einen Lehrstuhl an der Schule f•r 
Malerei und Skulptur.

Selbstbildnis mit 
Dornenhalsband

Ein Werk, das im Martin-Gropius-Bau 
zu sehen sein wird, ist das Selbstbildnis 

mit Dornenhalsband aus dem Jahre 1940. 
Das Bild entstand nach der Scheidung 
von Diego. Die Dornen um ihren Hals 
symbolisieren ihre seelischen Qualen. 
Der tote Kolibri, der die Form ihrer 
zusammengewachsenen Augenbrauen 
± auch ein Markenzeichen von Frida ± 
nachzeichnet, steht in Mexiko f•r Gl•ck 
in der Liebe. Dagegen ist die schwarze 
Katze auf ihrer Schulter ein Symbol f•r 
Ungl•ck und den Tod, der Affe ± ein 
Geschenk von Diego ± ein Zeichen des 
Teufels. Das Bild wollte Frida eigentlich 
einem damaligen Liebhaber schenken. 
Allerdings musste sie das Gem!lde 
schlieûlich doch verkaufen, um Geld f•r 
den Scheidungsanwalt aufzubringen.  n

Nachdem in den USA und in Irland
Tausende F"lle von Kindesmisshand-
lungen durch Priester und Angestellte 
der Kirche bekannt wurden, melden 
sich auch in Deutschland t"glich mehr 
Opfer. Aufgrund der Vielschichtig-
keit dieses Themas kann dieser Ar-
tikel nur ein Beginn der Debatte sein.

von Alexandra Arnsburg, Berlin

Die Bisch€fe, die aufgrund des Murphy-
Reports in Dublin zur•cktraten, konnten 
dies bei vollen Pensionsbez•gen und ohne 
gerichtliche Verfolgung tun, nicht einmal 
der kirchliche Titel wurde ihnen aberkannt.

Der Kirche geht es bei ihren internen 
Ermittlungen haupts!chlich darum, ihr 
Ansehen zu sch•tzen, und nicht darum, 
etwas f•r die Opfer zu tun. In vielen ± der 
jetzt €ffentlich gewordenen F!lle ± hieû das 
lediglich die Versetzung und manchmal die 
zeitweilige Suspendierung. Oft durften T!ter 
nach wenigen Monaten schon wieder mit 
Kindern arbeiten.

Schein-Heilige
Die katholische Kirche sieht sich nicht 

verp ̄ichtet, Misshandlungsf!lle in ihren 
Reihen staatlichen Beh€rden anzuzeigen. 
Sie betrachtet sich als h€chste moralische 
Instanz und stellt das Beichtgeheimnis •ber 
die Rechte der Opfer. Aber auch die evange-
lische Kirche gab jetzt zu, Misshandlungs-
f!lle in Bayern vertuscht zu haben.

In beiden Kirchen herrscht eine Atmos-
ph!re von Verschlossenheit und Duckm!u-
sertum; nicht mal das Streikrecht haben 
Angestellte. Die Kirche ist eine Institution zur 
Verfestigung genau der Verh!ltnisse, in denen 
Kindesmisshandlungen geschehen, verharm-
lost oder verheimlicht werden k€nnen. Mit 
Bisch€fen, die der ¹norma internaª unter-
liegen (und damit alle Verdachtsf!lle selbst 
untersuchen und dann der Glaubenskongre-

gation •berweisen) und die Missbrauchsf!lle 
mit der ¹sexuellen Revolutionª der 68er 
erkl!ren, will die Regierung nun an Runden 
Tischen angeblich Aufkl!rungsarbeit leisten.

Jeder soll das Recht haben, seine Religion 
frei auszu•ben. Aber f•r Kirchen darf es in 
der Gesellschaft keine Privilegien geben. 
Darum ist auch eine Trennung von Kirche 
und Staat n€tig.

Aufkl"rung?$
N€tig ist die v€llige Aufkl!rung dieser 

Verbrechen. Da helfen Runde Tische mit 
Bisch€fen und konservativen Politikern 
± die Selbstst!ndigkeit und Selbstbewusst-
sein von Kindern bremsen ± nicht weiter. 
Das ist nur Heuchelei. Schlieûlich halten sie 
an Verj!hrungsfristen fest, obwohl Opfer 
Vorf!lle oft jahre- oder jahrzehntelang ver-
dr!ngen oder unter Druck gesetzt werden, 
den Mund zu halten. Weder gibt es genug 
Therapieangebote noch eine vollst!ndige 
Erstattung der Kosten. Welche Anspr•che 
haben Opfer, die aufgrund psychischer 
Sch!den nicht arbeiten k€nnen?

F•r wirkliche Aufkl!rung m•ssen unab-
h!ngige Kommissionen unter Beteiligung 
der Betroffenen verantwortlich sein. Wenn 
in einer Schule zum Beispiel ein Verdacht 
aufkommt, dann sollten einer dortigen 
Kommission Eltern, Lehrer- und Sch•ler-
Innen angeh€ren, die Fachleute zu Rate 
ziehen k€nnen.

Bildung raus aus Kirchenhand
Zwar wurde 1919 die formale Trennung 

von Kirche und Staat eingef•hrt, dennoch 
gibt es Staatskirchenvertr!ge, die kirchliche 
Kitas und Schulen (zehn Prozent aller Ein-
richtungen) f€rdern. Bei Lehrerinnen, die 
ein Kopftuch tragen wollen, greift der Staat 
durch, aber Kruzi® xe im Klassenraum oder 
Nonnen als Kita-Erzieherinnen sind v€llig 
normal. Bildung geh€rt nicht in Kirchenhand"

Sozialk!rzungen
In der Schule, in der Familie, in der 

Gesellschaft muss es einen offenen Um-
gang mit Sexualit!t geben. Kostenlose 
Selbstverteidigungskurse an Schulen 
und Sporteinrichtungen k€nnen Kindern 
helfen, selbstbewusst zu werden und zu Er-
wachsenen auch mal laut ¹Neinª zu sagen. 
N€tig sind ausreichend Sozialp!dagogen 
in Bildungseinrichtungen. Fortbildungen 
von Erzieher- und LehrerInnen sowie 
Beratungsstellen m•ssen massiv gef€rdert 
werden. Mit den aktuellen Sparpaketen 
passiert gerade das Gegenteil. Die Parteien 
von Familienministerin Kristina Schr€der 
und anderen sind daf•r verantwortlich, 
dass immer mehr Kinder und Jugendliche 
sich selbst •berlassen bleiben. Was ist das 
f•r eine Gesellschaft, die ihre schw!chsten 
Mitglieder •berhaupt nicht sch•tzt?       n

Misshandlungen sind keine 
Seltenheit

¹Die Bist!mer werden von Beschwer-
den !berrollt, der erste Missbrauchs-
beauftragte [in Limburg] trat bereits 
wegen Arbeits!berlastung zur!ckª  
(DER SPIEGEL 12/2010). Viele jetzt 
bekannt gewordene Taten sind schon 
lange verj!hrt. Gegen mindestens 14 
katholische Geistliche kommt es nun 
aber zu Ermittlungsverfahren durch die 
Staatsanwaltschaft. ¹Hinzu kommen 
Ermittlungen gegen elf weltliche Leh-
rer und Erzieher, darunter drei fr!here 
P"dagogen der Odenwaldschule.ª

Die meisten F!lle von Misshandlun-
gen (75 bis 80 Prozent aller F!lle) sollen 

sich allerdings in der Familie ereignen. 
Das gibt Heinz Hilgers, Pr!sident des 
Deutschen Kinderschutzbundes, an. 
Opferberatungsstellen wie Wildwas-
ser gehen davon aus, dass 18 Prozent 
aller M!dchen und sieben Prozent 
der Jungen davon betroffen sind. 
Sie st"tzen sich auf eine Studie von 
Peter Wetzels. Seine Untersuchung, 
die schon 13 Jahre zur"ck liegt, gilt 
hier als einzige repr!sentative. ¹Inter-
nationale Studien beziffern sexuellen 
Missbrauch h#her: bis zu 36 Prozent 
bei M"dchen und bis zu 29 Prozent 
bei Jungenª (taz vom 18. M!rz)       n .

Tatort Kirche
Kindesmisshandlungen ±   
jahrelanges Tabuthema
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Ihr da oben...

... wir hier unten

"Proteste bündeln#
Gespr!ch mit Simon Aulepp, GEW-Vorsitzender Kassel*

Termine17. April: Bundesweite
Aktionskonferenz des Bündnisses "Wir 
zahlen nicht für Eure Krise# in Wiesbaden

9. Juni: Beginn des Bildungsstreiks

12. Juni: Bundesweite Demonstrationen des 
Anti-Krisen-Bündnisses

Auf der Anti-Krisen-Demo in Essen herrschte am 20. März eine kämpf erische Stimmung. Der SAV-Slogan  Widerstand!"!jetzt!
sofort#!Griechenland!an!jedem!Ort#$  fand viel Zuspruch

Klassenkampf

Am 17. M!rz richtete Bundeskanzlerin 
Angela Merkel zum 60. Geburtstag des 
IG-Metall-Vorsitzenden Berthold Huber 
ein Essen im Kanzleramt aus. Seinen 
Geburtstag feiert man nat•rlich im Kreis 
seiner Freunde. Zu den gemeinsam von 
Merkel und Huber ausgew!hlten G!sten 
geh€rten laut S•ddeutscher Zeitung 
VW-Chef Martin Winterkorn, Metall-
Arbeitgeber Martin Kannegiesser, 
CDU-Ministerin Ursula von der Leyen 
und Siemens-Chef Peter L€scher. Just 
am Tage der Geburtstagsfeier wurde 
bekannt, dass Siemens weitere 4.200 
Stellen streichen will. Siemens plant 
auûerdem 7.500 von derzeit 9.700 Be-
sch!ftigten aus dem Bereich Siemens IT 
Solutions and Services (SIS) auszuglie-
dern und in ein Unternehmen mit eigener 
Rechtsform zu •berf•hren. 

Die IG Metall lehnt die Pl!ne entschie-
den ab, heiût es auf deren Website. Das 
wird der Huber dem L€scher bei seiner 
Geburtstagsfeier zwischen Champagner-
Glas und Kaviar-H!ppchen bestimmt in 
seiner gewohnt klassenk!mpferischen 
Art auch gesagt haben. Auf den Huber 
ist n!mlich Verlass.

McDonald$s intim

Laut einem SPIEGEL-Bericht verlan-
gen McDonald`s und Subway von ihren 
Franchise-Partnern in Deutschland, 
dass sie sich entsprechend der US-
amerikanischen ¹Anti-Terror-Gesetzeª 
pr•fen lassen. Gefordert werden unter 
anderem Angaben •ber k€rperliche 
Leiden, Datum und Anlass der  letzten 
!rztlichen Untersuchung und Ausk•nfte 
•ber nichteheliche Beziehungen. Insbe-
sondere der letzte Punkt wirft die Frage 
auf, ob islamische Fundamentalisten 
heimlich die F•hrung bei McDonald`s 
und Subway •bernommen haben? Oder 
stecken dahinter ganz normale, pro® t-
geile kapitalistische Fundamentalisten?

Ungerechtigkeit

Wegen der Missbrauchs-Skandale in 
der Kirche hat ein anderes Urteil die 
Kirchen betreffend wenig Beachtung 
gefunden. Anfang M!rz untersag-
te das Bielefelder Arbeitsgericht der 
Gewerkschaft ver.di, in kirchlichen 
Einrichtungen zum Streik aufzurufen. 
Besch!ftigte der beiden groûen Kirchen 
in Deutschland d•rfen demnach formell 
weiterhin nicht streiken.

Offensichtlich will man in der Kirche 
verhindern, dass Menschen selbstbe-
wusst aufstehen, sich wehren und f•r ihr 
Recht k!mpfen. Das schafft ein Klima, 
welches Missbrauch erm€glicht ± und 
das ist durchaus doppeldeutig gemeint.

Gerechtigkeit

Millionen-Boni f•r Banker ± K•rzun-
gen bei den Armen: Gibt es gar keine 
Gerechtigkeit in dieser Welt? Vielleicht 
doch. Laut Zeitungsberichten wurde der 
Anlage-Betr•ger Bernard Madoff ± Be-
trugs-Summe 60 Milliarden Euro ± im 
Gef!ngnis von Mith!ftlingen verpr•gelt. 
Bei dem Streit soll es um Geld gegangen 
sein. Madoff selber schweigt dazu lieber.

Global haben die Regierenden den 
strauchelnden Banken und Konzer-
nen laut UN mit 18 Billionen US-Dollar 
in der Krise unter die Arme gegriffen. 
Jetzt wird den arbeitenden Menschen 
die Rechnung pr"sentiert. In Deutsch-
land heiûen die Posten Sparpaket, 
Kopfpauschale, Kahlschlag in den 
Kommunen und Arbeitsplatzabbau. 
Was tut sich an Gegenwehr?

Am 20. M!rz haben wir in Essen eine 
k!mpferische Demonstration von circa 
6.000 Teilnehmern gesehen. Weitere 
Aktionen sind geplant. So ruft das bun-
desweite B"ndnis ¹Wir zahlen nicht f"r 
Eure Kriseª f"r den 12. Juni zu Demons-
trationen, darunter in Berlin, auf.

Der Termin ist super, da er in der Zeit 
der dritten Welle der Bildungsstreiks 
liegt. In der Woche vor dem 12. Juni soll 
es bundesweit Streiks von Studierenden 
und Sch"lern geben. Ein wichtiger 
Schritt zur Ausweitung dieser Bewegung 
ist das Kasseler B"ndnis von Aktiven 
verschiedener Gewerkschaftsjugenden, 
dem Bildungsstreik und mehreren poli-
tischen Organisationen, das am 9. Juni 
in den Betrieben Jugendversammlungen 
anstrebt, um die Azubis mit auf die 
Straûe zu holen.

Diese Streiks sollten ein Vorbild f"r alle 
Teile der arbeitenden Bev•lkerung sein, 
gemeinsam gegen die Kahlschlagspolitik 
zu k!mpfen. Hier sind gerade der DGB 
und DIE LINKE gefordert. Sie haben es 
in der Vergangenheit verpasst, diese 
K!mpfe anzuleiten und auszuweiten.

Welche Forderungen sollten auf-
gestellt werden?

Statt der Sparpolitik sollte das Geld 
dort geholt werden, wo es die letzten 
Jahrzehnte gelandet ist. So ist die Wie-
dereinf"hrung der Verm•genssteuer 
notwendig. Auûerdem hat die Krise 
einmal mehr gezeigt, dass Kreditinstitute 
in privater Hand eine Gef!hrdung f"r 
ganze Volkswirtschaften darstellen: Der 
Bankensektor sollte daher verstaatlicht 
werden. Statt Kopfpauschale brauchen 
wir ein •ffentliches, kostenloses Gesund-
heitssystem f"r alle.

Zentral ist die Forderung nach kostenlo-
ser Bildung f"r alle statt unterschiedlicher 
Chancen abh!ngig vom Geldbeutel. Eine 
Schule f"r alle bei Erh•hung der Lehrer-
zahlen und Verkleinerung der Klassen% 
Nur so ist kooperatives, individualisiertes 

Lernen m•glich. Auch ist es dringend 
notwendig, die #konomisierung der 
Schulen zur"ckzudr!ngen. Schulen sind 
keine Privatunternehmen% Daher gilt es, 
den Ausbau demokratischer Strukturen 
in den Schulen statt einer Ausweitung 
der Rechte der Schulleitungen zu fordern.

Im Produktionssektor m"ssen Arbeits-
pl!tze gesichert werden. Erkl!ren Betrie-
be ± wie Siemens und Opel zum Beispiel 
±, dass sie dazu nicht bereit sind, so  
m"ssen diese in •ffentliches Eigentum 
"berf"hrt werden. Es ist hier die Aufgabe 
des Staates, Massenentlassungen zu ver-
hindern. Nat"rlich muss in vielen F!llen 
gleichzeitig "ber eine Konversion der 
Betriebe gesprochen werden. Die Um-
stellung zum Beispiel von Autos auf an-
dere, nachhaltige Verkehrsprodukte wird 
bereits in den Kollegien diskutiert. Die 
Alternative zur Massenarbeitslosigkeit ist 
die massive Verk"rzung der Arbeitszeit 
bei vollem Lohn- und Personalausgleich. 
Die Alternative zu Niedrigl•hnen ist ein 
Mindestlohn von mindestens zehn Euro 
pro Stunde.

Welche Kampfschritte sind heute 
n#tig?

Das Wichtigste ist, dass der DGB, 
DIE LINKE und alle anderen Akteure 
in der Anti-Krisen-Bewegung Aufkl!-
rungsarbeit leisten. Das heiût, jetzt auf 
Betriebsversammlungen, Personalver-
tretungs- und Vertrauensleutetreffen 
die Auswirkungen der Angriffe wie 
Kopfpauschale zu schildern, Resolu-
tionen zur Unterst"tzung der Demos 
am 12. Juni einzubringen und Proteste 
mitzuorganisieren. Diese Proteste m"s-
sen geb"ndelt werden. &hnlich wie bei 
der Jugend m"ssen die verschiedenen 
Bereiche zusammenkommen und zu 
einem gemeinsamen Kampf gegen die 
Kahlschlagspolitik f"hren.

Es darf jedoch nicht bei Demonstratio-
nen bleiben. Zur Verhinderung der Angrif-
fe sind gemeinsame politische Streiks bis 
hin zum eint!gigen Generalstreik aller Be-
troffenen notwendig. Gemeinsam mit al-
len Besch!ftigten, im #ffentlichen Dienst 
und in der Privatwirtschaft, sind wir in der 
Lage, so viel Druck auf Unternehmen und 
Regierung auszu"ben, dass Entlassungen 
und K"rzungspolitik zur"ckgeschlagen 
werden k•nnen. In der Organisation 
dieser Proteste sehe ich die besondere 
Verantwortung der Gewerkschaften. n

*Angabe zur Funktion dient nur zur 
Kenntlichmachung der Person

Kommunen im finanziellen Schwitzkasten
Schwimmbad geschlossen, Kitaplatz teurer, Straûenbeleuchtung aus
Durch die Krise sank die Gewerbe-
steuereinnahme 2009 durchschnitt-
lich um 18 Prozent. In einigen St"d-
ten war der Verlust weitaus h#her, 
so musste die VW-Stadt Wolfsburg 
einen R!ckgang von 43 Prozent ver-
kraften. Dazu kommen steigende 
Sozialausgaben, 2009 lagen diese 
bei fast 40 Milliarden Euro. Dies 
f!hrt dazu, dass laut Sch"tzungen 
die Verschuldung der Kommunen 
in den n"chsten vier Jahren auf 50 
Milliarden Euro ansteigen wird.

Christine Lehnert, Abgeordnete der 
Rostocker B!rgerschaft f!r die SAV

Die Stadt Wuppertal geriet j•ngst in die 
Schlagzeilen, weil sie das Theater schlieûen 
wollte. Dieser Tage wurde nun erst einmal 
ein Haushaltsk•rzungskonzept in H€he von 
45 Millionen Euro beschlossen. Das Theater 
ist noch offen, viele Vereine und Sozialpro-
jekte werden es bald nicht mehr sein.

Auch andere St!dte streichen schon ̄ eiûig 
bei Sozialem, Kultur und Personal. Die Stadt 
Dortmund verdoppelt den Preis des Sozialti-
ckets, Schwerin k•rzt bei den Obdachlosen 
und Rostock bei der Heimunterbringung. 
In den kommenden Wochen wird es •berall 
Verschlechterungen f•r die Menschen vor 
Ort hageln: Geb•hrenerh€hungen f•r Kitas 

und Bibliotheken, weniger Geld f•r Frauen-
projekte und soziale Vereine, Schlieûungen 
von Schwimmb!dern oder das Ausschalten 
der Straûenbeleuchtung.

¹Uns sind die H"nde 
gebundenª...

...das ist die g!ngige Antwort der b•rger-
lichen Parteien, die zwar zugeben m•ssen, 
dass ihre Parteifreunde in Bund und L!ndern 
mit ihrer Finanzpolitik die Kommunen aus-
bluten ± aber an den asozialen K•rzungen 

!ndert dies nichts. Es sei nun mal gesetzlich 
vorgeschrieben, dass ein Haushalt ausge-
glichen werden muss, so der O-Ton in den 
Rath!usern. Andernfalls drohe Zwangsver-
waltung. Doch dies kann kaum ein Argu-
ment f•r Zwangsk•rzungen aufgrund von 
vorauseilendem Gehorsam sein.

Und w!hrend die Kommunen f•r die ih-
nen •bertragenen Aufgaben ® nanziell nicht 
ausreichend ausgestattet werden, verteilte 
die Bundesregierung mit dem ¹Wachstums-
beschleunigungsgesetzª Steuergeschenke an 

Unternehmen und Reiche, die wiederum die 
Kommunen im Jahr 2010 rund 1,6 Milliar-
den Euro kosten werden. Da scheinen doch 
alle gleich ± aber einige gleicher zu sein...

Lieber das Gesetz brechen ± als 
den Armen das Genick

Als Abgeordnete der SAV lehne ich eine 
solche Politik ab. Asoziale Gesetze k€nnen 
nicht befolgt ± sondern m•ssen bek!mpft 
werden" Soziales und Kultur sind in die-
sem System nicht ann!hernd so viel Wert 
wie die Pro® tsicherung der Konzerne. Und 
die Gesetze im Kapitalismus dienen nicht 
den Menschen, sondern dem•tigen und 
verarmen sie.

Was also tun? Nun ± die einzige Erkenntnis 
kann sein, dass alle von K•rzungen Betrof-
fenen sich zusammen schlieûen und Wider-
stand leisten. So hat sich in Wuppertal das 
B•ndnis ¹Wuppertal wehrt sichª gegr•ndet 
und in Rostock k!mpfen Betroffene f•r den 
Erhalt des Jugendalternativzentrums (JAZ). 
Und wenn wir zusammen kommen, dann 
sollten wir dies gleich dazu nutzen, uns •ber 
eine Gesellschaftsalternative auszutauschen, 
die nicht den Armen das Genick bricht, son-
dern in der der gesellschaftliche Reichtum 
da ankommt, wo er hingeh€rt ± bei den Be-
sch!ftigten, Jugendlichen, RentnerInnen ± in 
den St!dten und Gemeinden.                   n

Weitere Infos unter: www.kapitalismuskrise.de und www.bildungsstreik.net


